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(Nr. 1647.) Geſetz, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete. Vom 
17. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
§. 1. 
Die Schutzgewalt in den deutſchen Schutzgebieten übt der Kaiſer im Namen 
des Reichs aus. 


F. 2. 

Das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren ein⸗ 
ſchließlich der Gerichtsverfaſſung beſtimmen ſich für die Schutzgebiete nach den 
Vorſchriften des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 — 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 197 —, welches, ſoweit nicht nachſtehend ein Anderes vor- 
geſchrieben iſt, mit der Maßgabe Anwendung findet, daß an Stelle des Konſuls 
der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte und 
an Stelle des Konſulargerichts das nach Maßgabe der Beſtimmungen über das 
letztere zuſammengeſetzte Gericht des Schutzgebietes tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch Kaiſerliche Verordnung feſtgeſetzt. 
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F. 3. 

Durch Kaiſerliche Verordnung kann 

1. beſtimmt werden, daß in den Schutzgebieten auch andere als die im 
$. Abſatz 2 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Perſonen der Gerichtsbarkeit unterliegen; 

2. dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten die Be⸗ 
fugniß ertheilt werden, bei Erlaß polizeilicher Vorſchriften (§. 4 des 
Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit) gegen die Nichtbefolgung der⸗ 
ſelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, Geldſtrafe und Einziehung 
einzelner Gegenſtände anzudrohen; 

3. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte ge⸗ 
hörenden Sachen (F. 31 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit) 
den Gerichten der Schutzgebiete in der Weiſe übertragen werden, daß 
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a) eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft ſtattfindet und der Staats⸗ 
anwalt von dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten 
Beamten aus der Zahl der in den Schutzgebieten befindlichen 
Kaiſerlichen Beamten oder der zur Ausübung der Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft zugelaſſenen Perſonen oder der ſonſtigen achtbaren Gerichts⸗ 
eingeſeſſenen zu beftellen iſt, 

b) ſoweit es die Verhältniſſe geſtatten, eine Vorunterſuchung geführt 
wird, deren Regelung beſonderer Kaiſerlicher Verordnung vor⸗ 
behalten bleibt, 

e) an der Hauptverhandlung außer dem zur Ausübung der Gerichts⸗ 
barkeit ermächtigten Beamten vier Beiſitzer Theil zu nehmen haben, 

d) im Uebrigen die Vorſchriften Anwendung finden, welche für die 
im F. 28 des Geſetzes über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Strafſachen gelten; 

4. als Berufungs⸗ und Beſchwerdegericht in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 
in Konkursſachen und in den zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht ge⸗ 
hörenden Angelegenheiten das hanſeatiſche Oberlandesgericht oder ein 
deutſches Konſulargericht, und in Rechtsſachen, bei welchen Eingeborene 
als Beklagte oder Angeſchuldigte betheiligt ſind, ein Gerichtshof im 
Schutzgebiet beſtimmt und in dem Verfahren vor dem Berufungs⸗ 
oder Beſchwerdegericht der Anwaltszwang ausgeſchloſſen werden; 

5. für die Zuſtellungen, die Zwangsvollſtreckung und das Koſtenweſen ein⸗ 
fachere Beſtimmungen vorgeſchrieben werden. 


F. 4. 
Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 Bundes Geſebl 
S. 599) findet fir die Schutzgebiete mit der Maßgabe Anwendung, daß dasſelbe 
durch Kaiſerliche Verordnung auch auf andere Perſonen, als auf Reichsangehörige 
ausgedehnt werden kann und an Stelle des Bundeskonſuls der von dem Reichs⸗ 
kanzler zur Eheſchließung und zur Beurkundung des Perſonenſtandes ermächtigte 
Beamte tritt. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird durch Kaiſerliche Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſtegel. 

Gegeben Berlin, den 17. April 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
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